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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

In der Wintersession 2022 befasste sich der Ständerat mit dem Abkommen mit dem
Vereinigten Königreich zur Koordinierung der sozialen Sicherheit. Die Genehmigung
des Bundesbeschlusses war in der SGK-SR unumstritten gewesen, dementsprechend
begnügte sich Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) mit einer kurzen
Zusammenfassung des Abkommensinhalts. Germann wies die Ratsmitglieder darauf hin,
dass das Abkommen im gegenseitigen Einverständnis bereits seit dem 1. November 2021
vorläufig angewendet werde, da das bestehende Freizügigkeitsabkommen mit der EU
seit dem Brexit nicht mehr auf das Vereinigte Königreich anwendbar sei. Das
vorliegende Abkommen sei im Rahmen der Mind-the-Gap-Strategie des Bundes
ausgearbeitet worden und umfasse die Alters-, Hinterlassenen- und Invaliditätsvorsorge
sowie die Kranken- und Unfallversicherung. Nebst einer weitgehenden
Gleichbehandlung der Versicherten garantiere das Abkommen auch einen erleichterten
Zugang zu den Leistungen im Bereich der sozialen Sicherheit. Dabei lehne es sich
inhaltlich an das Abkommen zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU an,
wodurch die Einheitlichkeit der anzuwendenden Regeln gewährleistet werde. Germann
wies darauf hin, dass es im Abkommen eine Versicherungslücke bezüglich der
Invalidenversicherung gebe. Personen, die sich nach ihrem Arbeitsleben im jeweils
anderen Staat niederlassen, könnten ihre IV-Renten nicht exportieren. Die Kommission
schloss sich aber der Meinung der Verwaltung und des Bundesrats an, dass das
vorliegende Abkommen die bessere Variante sei, als gar kein Abkommen zu haben. Der
Ständerat nahm den Entwurf einstimmig an. 
In der Schlussabstimmung nahmen sowohl der National- wie auch der Ständerat den
Bundesbeschluss einstimmig an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Wintersession 2022 stand im Ständerat eine Erhöhung der Abzüge für
Krankenversicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien im DBG zur Debatte. Die
Kommissionsmehrheit beantragte mit 6 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung, nicht auf den
auf eine Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) zurückgehenden Entwurf einzutreten. Als
Grund gab sie an, dass die sich «verschlechternde[...] Situation des
Bundesfinanzhaushalts» zusätzliche Senkungen der Steuereinnahmen in der Höhe von
jährlich CHF 315 Mio. beim Bund und CHF 85 Mio. bei den Kantonen nicht zulasse, wie
Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) erläuterte. Dies hatte zuvor auch die FK-SR in
einem Mitbericht befunden. Zwar sei man sich der grossen Belastung durch die
Krankenkassenprämien bewusst, das Problem müsse aber durch gesundheitspolitische
Beschlüsse gelöst werden, nicht durch Steuerabzüge. Minderheitensprecher Germann
(svp, SH) wollte mit dem Antrag auf Eintreten «einen Teil der Glaubwürdigkeit [des]
Vorgehens im Rat» retten, nachdem man die Motion Grin zuvor überwiesen hatte. Mit
Nichteintreten breche man ein Versprechen, kritisierte er. Trotz stark gestiegener
Prämien seien die Krankenkassenabzüge bisher aufgrund der kalten Progression nur
leicht angepasst worden. Die in der Vernehmlassung geäusserten Vorbehalte gegen die
Vorlage könnten nach Eintreten angegangen werden, zum Beispiel könne man den
Abzug gegenüber dem bundesrätlichen Vorschlag reduzieren. Verschiedene
Sprechende hielten in der Folge dagegen und verwiesen auch auf den
Nichteintretensentscheid des Ständerates auf den Gegenvorschlag zur Prämien-
Entlastungs-Initiative, weshalb es nur konsequent sei, nun auch auf diesen Entwurf
nicht einzutreten. Mit 32 zu 11 Stimmen sprach sich der Ständerat in der Folge gegen
Eintreten aus.

Im März 2023 entschied sich der Ständerat überdies stillschweigend auf Antrag seiner
Kommission, die dem Gesetzesentwurf zugrunde liegende Motion Grin abzuschreiben. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

In der Sommersession 2017 behandelte der Ständerat als Erstrat die Reform der
Ergänzungsleistungen. Gemäss Konrad Graber (cvp, LU) waren die Hauptziele der
Reform die Optimierung des Systems, die Verwendung von Eigenmitteln für die
Altersvorsorge sowie die Reduktion der Schwelleneffekte. Dies alles solle so umgesetzt
werden, dass das Niveau der Ergänzungsleistungen grundsätzlich erhalten bleibe. Da
jedoch die EL-Ausgaben sowie der Anteil des Bundes gegenüber demjenigen der
Kantone stark angestiegen seien, müsse hier Gegensteuer gegeben werden. Weil die
Ergänzungsleistungen die Schnittstelle zwischen AHV und Sozialhilfe darstellen,
müssten aber die Auswirkungen von allfälligen Änderungen gut durchdacht werden,
damit zum Schluss nicht die Sozialhilfe für die Einsparungen aufkommen müsse. Auf
Wunsch von Josef Dittli (fdp, UR) wurde seine thematisch mit der Reform verbundene
Motion zur Stärkung der Ergänzungsleistungen durch klare Zuordnung der Kompetenzen
losgelöst von dieser Reform behandelt. 

Der Entwurf des Bundesrates würde bei Bund und Kantonen zu Einsparungen von
ungefähr CHF 367 Mio. führen, was jedoch einigen Ständerätinnen und Ständeräten zu
wenig weit ging. Josef Dittli zum Beispiel erklärte, dass die Vorlage ein erster
Optimierungsschritt sei, danach aber noch eine weitere Reform der
Ergänzungsleistungen folgen müsse. Paul Rechsteiner (sp, SG) betonte, dass
insbesondere die IV-Rentnerinnen und -Rentner betroffen seien, bei denen mit 45
Prozent fast die Hälfte auf Ergänzungsleistungen angewiesen sei, während dieser Anteil
bei den Altersrenten nur etwa 12 Prozent betrage. Dies sei unter anderem auf den
Leistungsabbau bei der IV zurückzuführen. 
In der Detailberatung waren vor allem die Erhöhung der Höchstbeiträge für
anrechenbare Mietzinsen sowie die Möglichkeiten des Kapitalbezugs des
Altersguthabens umstritten. Das Thema der Mietzinsmaxima war im Nationalrat bereits
mit dem Geschäft 14.098 diskutiert und an die SGK-NR zur Detailberatung
zurückgewiesen worden. Diese hatte sich einverstanden erklärt, dass der Ständerat
diese Frage im Rahmen der EL-Reform behandle. Inhaltlich entschied sich der
Ständerat diesbezüglich gegen je einen unter und über dem Vorschlag der SGK-SR
liegenden Minderheitenantrag und erhöhte die Beträge für die Mietzinse gegenüber
dem geltenden Recht je nach Wohnregion, die ebenfalls neu geschaffen wurden, um bis
zu 300 Franken. Auch die Zusatzbeträge für rollstuhlgängige Wohnungen wurden
deutlich erhöht. Eine Systemänderung bezüglich der Festlegung des Betrags für
persönliche Ausgaben wünschte sich eine Minderheit Bruderer Wyss (sp, AG), welche
diese Kompetenz dem Bund übertragen und so die grossen kantonalen Unterschiede
beseitigen wollte. Dieser Vorschlag scheiterte jedoch am Mehrheitsantrag der SGK-SR,
welche diese Kompetenz bei den Kantonen belassen wollte. Bezüglich der Anrechnung
von Erwerbseinkommen des Ehegatten folgte der Ständerat der SGK-SR, die im
Gegensatz zum Bundesrat nur 80 Prozent des Erwerbseinkommens anrechnen wollte,
um so einen Erwerbsanreiz zu schaffen. Insgesamt wollten aber sowohl der Bundesrat
als auch die SGK-SR die Vermögen stärker berücksichtigen und senkten daher den
Freibetrag für Alleinstehende auf CHF 30'000 und für Verheiratete auf CHF 50'000.
Beibehalten wurde die Regelung, wonach bei Personen, die selbst oder deren
Ehepartner in einer Eigentumswohnung respektive einem Eigenheim wohnen, nur der
CHF 112'500 übersteigende Wert einer Liegenschaft beim Vermögen zu berücksichtigen
sei. Solange eine betroffene Person oder ihr Partner also eine Liegenschaft noch
bewohnen kann, soll diese nicht verkauft werden müssen. Zudem befürwortete die
Mehrheit des Ständerats eine von der SGK-SR vorgeschlagene Verschärfung des
bundesrätlichen Vorschlages bezüglich der übernommenen Krankenkassenprämien: Der
Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die EL in Zukunft die tatsächliche
Krankenkassenprämie vergüten solle, wenn diese tiefer zu liegen komme als die
durchschnittliche Prämie. Der Ständerat beschränkte die Vergütung der Prämien
jedoch auf die Höhe der Prämie des drittgünstigsten Krankenversicherers im Kanton
beziehungsweise in der Region. Im Anschluss an die Beratung dieses Geschäfts
überwies der Ständerat jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragte, die Folgen
eines vollständigen Einbezuges der Krankenkassenprämien in die Berechnung der EL zu
prüfen. 
Besonders umstritten war die Frage, ob ein vollständiger oder teilweiser Kapitalbezug
des Altersguthabens für den obligatorischen Teil der beruflichen Vorsorge im
Vorsorgefall möglich sein soll oder nicht. Diesbezüglich war man sich im bürgerlichen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Lager nicht einig. Die Mehrheit der SGK-SR wollte die Wahlmöglichkeit zwischen
Kapitalbezug, Rente und Mischform streichen und für den obligatorischen Teil nur noch
eine Rente ermöglichen. Dies darum, weil es heute möglich sei und auch vorkomme,
dass Personen ihre Vorsorgegelder nach dem Kapitalbezug zum Beispiel verspielten
oder durch Betrügereien verlören und in der Folge auf Ergänzungsleistungen
angewiesen seien. Möglich solle daher lediglich ein Kapitalbezug für den Erwerb von
Wohneigentum sein. Mehrere Ständeräte von FDP, CVP, BDP und SVP widersprachen
dieser Ansicht und setzten sich für Wahlfreiheit und Selbstverantwortung der Bürger
ein. Wegen einiger schwarzer Schafe sollten nicht alle Rentnerinnen und Rentner
bestraft werden – so ihr Votum. Hannes Germann (svp, SH) kritisierte dabei die
Mehrheit der bürgerlichen Ständeräte, die sonst für Eigenverantwortung plädierten,
hier aber von diesem Grundsatz nichts wissen wollten. Thomas Hefti (fdp, GL) reichte
einen Antrag ein, wonach zumindest die Hälfte des Altersguthabens bezogen werden
können solle, zog diesen aber wegen eines Formulierungsfehlers zugunsten des Antrags
Luginbühl (bdp, BE), der sich für eine Beibehaltung des geltenden Rechts und somit der
Wahlmöglichkeit einsetzte, zurück. Kommissionssprecher Graber rechnete daraufhin
vor, dass bereits die Erhöhung der Mietzinsmaxima die geplanten Einsparungen um CHF
200 Mio. reduziert hatte und dass mit einer Annahme des Antrags Luginbühl gegenüber
dem aktuellen Recht kaum noch Einsparungen gemacht würden. In der Folge lehnte der
Ständerat den Antrag Luginbühl deutlich ab. Schliesslich stellte sich die Frage, ob der
vorzeitige Kapitalbezug zur Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit möglich sein
solle. Hier einigte man sich auf einen Kompromissvorschlag: Das bis zum 50. Altersjahr
erwirtschaftete Kapital soll bezogen werden können, da dies etwa der Hälfte des
insgesamt gesparten Alterskapitals entspricht. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Vorlage einstimmig mit 31 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. 3

Krankenversicherung

Im Dezember 2016 reichte Andreas Aebi (svp, BE) eine parlamentarische Initiative ein,
mit der die «bewährten Prämienregionen wiederhergestellt» werden sollten. Diese
waren seit der Änderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes 2016 nicht mehr
gesetzeskonform und mussten geändert werden. Eine Neueinteilung der
Prämienregionen aufgrund von Bezirken war jedoch auf heftige Kritik gestossen. Aebi
wollte nun eine Rückkehr zur ehemaligen Einteilung der Prämienregionen sowie zur
Festlegung der maximalen Rabatte durch den Bundesrat – seit Inkrafttreten des
Aufsichtsgesetzes lag diese Kompetenz beim EDI – erreichen. Ende 2017 gab die SGK-
NR der Initiative mit 17 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung Folge. Ihre
Schwesterkommission entschied sich aber Anfang 2018, lieber der Motion Germann
(svp, SH; Mo. 16.4083) zu folgen, welche sie gemäss eigenen Aussagen «eng begleite». Es
sei daher nicht nötig, dass «die Schwesterkommission gesetzgeberisch aktiv» werde,
erklärte die SGK-SR und lehnte die Initiative mit 11 zu 0 Stimmen ab. Im Winter 2018
entschied sich die Nationalratskommission einstimmig, nicht an der Initiative
festzuhalten, da das Anliegen mittlerweile bereits von einer Motion der
Ständeratskommission aufgenommen wurde. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Hannes Germann (svp, SH) wollte eine Abkehr von den Änderungen zur Einteilung der
Prämienregionen, wie sie im Rahmen der Revision der Verordnung über die
Prämienregionen geplant wurden, erreichen. In seiner Motion «An bewährten
Prämienregionen festhalten» vom Dezember 2016 kritisierte er, dass das EDI seit dem
Inkrafttreten des KVAG zukünftig eigenmächtig bezüglich Prämienregionen entscheiden
könne und diesbezüglich einige Änderungen angekündigt habe: Die Kosten würden neu
auf Bezirks- statt wie bisher auf Gemeindeebene beurteilt, Prämienregionen müssten
künftig mindestens 33'333 respektive (in grossen Kantonen) 66'667 Versicherte
beinhalten und in Kantonen mit weniger als 200'000 Versicherten dürfe es nur noch
eine Prämienregion geben. Ein solches Vorgehen würde jedoch einzig die
Kostenunterschiede zwischen den Gemeinden eines Bezirks ausgleichen, erklärte der
Motionär, wodurch es zu einer milliardenhohen Umverteilung komme. Davon seien
gemäss Santésuisse 3 Mio. Menschen negativ betroffen. Die Kostenwahrheit oder
Transparenz steigere die Änderung jedoch nicht. Zudem gebe es in vielen Kantonen gar
keine Bezirke mehr. In seiner Motion verlangte Germann deshalb, dass für die Einteilung
der Prämienregionen weiterhin die Kosten der Gemeinden relevant sein sollen und der
Bundesrat die maximalen Rabatte festlegen soll. 
Der Bundesrat argumentierte, dass die Einteilung der Prämienregionen nach
Gemeinden die tatsächlichen Kostenunterschiede zwischen den Regionen nicht mehr

MOTION
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER
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erfasse. Das EDI sei daher gemäss seinem Auftrag daran, die Prämienregionen
anzupassen, wobei sich in der Vernehmlassung zur Verordnung über die
Prämienregionen nur eine Minderheit der betroffenen Kantone gegen die Einteilung
nach Bezirken ausgesprochen habe. Die Bezirke als kleinste geografische Einheit für
eine Prämienregion zu verwenden, mache Sinn, weil dadurch relativ einheitliche,
zusammenhängende Prämienregionen gebildet werden könnten, während diese unter
Berücksichtigung der Gemeinden wild auf dem Kantonsgebiet verstreut wären. Zudem
sei die Einteilung langfristig stabil, weil einzelne schwere Krankheitsfälle in kleinen
Gemeinden nicht mehr zu einem Wechsel der Prämienregion führten. Schliesslich sei
eine Einteilung auf Gemeindeebene nicht mehr möglich, weil das BAG die
entsprechenden Informationen aus Datenschutzgründen nicht mehr erhebe. Diese
Änderungen beträfen schliesslich nur eine Minderheit der Versicherten und für die
meisten Betroffenen seien die Auswirkungen minimal. Ein Prozent der Versicherten
müsse jedoch mit einem Prämienanstieg um mehr als 10 Prozent rechnen. 
Vor der Behandlung des Geschäfts im Ständerat reichte die SGK-SR einen
Ordnungsantrag ein, mit welchem sie eine Zuweisung der Motion an sich selbst
erreichen wollte. Da die Vernehmlassung zur Verordnung zum Zeitpunkt der
Konsultation noch nicht abgeschlossen gewesen war, beabsichtige die SGK-SR gemäss
Kommissionssprecher Graber (cvp, LU), eine weitere Konsultation durchzuführen, bei
der auch die Motion Germann behandelt werden könne. Der Motionär hiess diesen
Vorschlag gut, verwies aber auch auf die staatspolitischen und föderalen Bedenken,
welche die Kommission in Betracht ziehen solle. Stillschweigend nahm der Ständerat
den Ordnungsantrag an. 5

In der Herbstsession 2018 beriet das Parlament die parlamentarische Initiative für eine
befristete Verlängerung der Zulassungsbeschränkung nach Art. 55 KVG. Zuvor hatte
sich der Bundesrat in einer Stellungnahme für die Vorlage ausgesprochen, weil damit
für den Fall einer Verzögerung bei der Änderung des KVG bezüglich der Zulassung von
Leistungserbringenden (BRG 18.047) ein Zeitraum ohne Zulassungsbeschränkung
verhindert werden könne. Die Detailberatung des Bundesratsgeschäfts müsse jedoch
umgehend angegangen werden, betonte der Bundesrat. Im erstbehandelnden
Nationalrat erläuterten die Kommissionssprecher Nantermod (fdp, VS) und Hess (bdp,
NR) sowie Gesundheitsminister Berset noch einmal die Geschichte der
Zulassungsbeschränkung, ihre Relevanz und die Notwendigkeit einer weiteren – letzten
– Verlängerung derselben. Diskussionslos und stillschweigend genehmigte der Rat die
Vorlage in der Detailberatung und übergab sie mit 160 zu 1 Stimme in der
Gesamtabstimmung dem Zweitrat. Ein ähnliches Bild präsentierte sich im Ständerat,
der die Initiative am folgenden Tag in der Gesamtabstimmung einstimmig mit 36 zu 0
Stimmen guthiess. Auch die Schlussabstimmungen stellten keine grossen Hürden mehr
dar, mit 194 zu 1 Stimme respektive 41 zu 0 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
verabschiedete das Parlament die erneute, befristete Verlängerung der
Zulassungsbeschränkung für Ärzte. Einzig Lukas Reimann (svp, SG) lehnte die
Verlängerung ab, während Hannes Germann (svp, SH) und Martin Schmid (fdp, GR) sich
ihrer Stimme enthielten. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Ständerat das von der SGK-NR geschaffene
Paket 1a des Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen, das die
weniger umstrittenen Teile des ersten Massnahmenpakets des Bundesrats beinhaltete.
Nachdem er ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, schuf er einige
Differenzen zum Erstrat. 
Nur eine kleine Änderung gegenüber der nationalrätlichen Version nahm der Ständerat,
in Übereinstimmung mit seiner Kommission, bei der Frage der Rechnungsstellung im
Tiers payant-System vor. Hier ergänzte er stillschweigend einen Passus, wonach die
Versicherungen und die Leistungserbringenden abmachen können, dass die
Versicherung für die Übermittlung der Rechnungen zuständig sein soll. Mit der
Änderung des Nationalrats, wonach die Rechnungen auch elektronisch verschickt oder
auf einem Webportal hinterlegt werden können, zeigten sich die Ständerätinnen und
Ständeräte hingegen einverstanden.
Für deutlich mehr Diskussionen sorgte die Frage der Behandlungstarife, insbesondere
die Patientenpauschaltarife bei ambulanten Behandlungen, gemäss
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (cvp, SO) «ein Herzstück der Vorlage». Neu sollen
gemäss Bundesrat vereinbarte Patientenpauschaltarife auf einer gesamtschweizerisch
vereinbarten einheitlichen Tarifstruktur beruhen müssen, erklärte Bischof. Die Tarife
müssten zwar nicht schweizweit identisch sein, wohl aber die in der Rechnung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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aufgeführten Teile einer Behandlung. Dies habe den Vorteil, dass die Rechnungen
gesamtschweizerisch vergleichbar seien. Nachteilig sei hingegen, dass kantonale
Differenzen in der Struktur nicht mehr möglich seien. Der Vorteil dieser Änderung liege
gemäss Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) auch darin, dass man damit das Risiko einer
Mengenausweitung reduzieren könne. «Je mehr man verrechnet, desto mehr verdient
man.» Eine Minderheit Müller (fdp, LU) beantragte, auf die Schaffung dieser
Patientenpauschalen zu verzichten. Bereits heute gebe es solche Pauschalen und sie
würden auch bei ambulanten Behandlungen angewendet. Da sich die Behandlung aber
zwischen den verschiedenen Patientinnen und Patienten stark unterscheide, würde
eine Vereinheitlichung zu einer Übervergütung von einfachen und zu einer
Untervergütung von komplizierten Fällen, welche häufig bei kränkeren und sozial
schwächeren Patientinnen und Patienten auftreten, führen. Obwohl die Minderheit
Müller in der Kommission mit 8 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) unterlegen war,
meldeten sich mit Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG), Erich Ettlin (cvp, OW), Hannes
Germann (svp, SH) und Josef Dittli (fdp, UR) deutlich mehr Kommissionsmitglieder im
Namen der Minderheit zu Wort. Einen ganz anderen Aspekt der Regelung stellte
Gesundheitsminister Berset in den Mittelpunkt: Für ihn liege der zentrale Unterschied
zur heutigen Regelung darin, dass der Bundesrat neu subsidiär eingreifen könne, wenn
sich die Tarifpartner nicht auf eine Tarifanpassung einigen könnten. Mit 22 zu 21
Stimmen setzte sich die Minderheit in dieser Frage jedoch knapp durch, der Ständerat
lehnte damit die Schaffung einer Patientenpauschale ab. 
Eine weitere offene Frage bezüglich der Behandlungstarife betraf die Schaffung einer
nationalen Tariforganisation im ambulanten Bereich, entsprechend der Swiss DRG im
stationären Bereich, die für die Erarbeitung und Weiterentwicklung der Tarifstrukturen
zuständig sein sollte. Hier sei man sich mehrheitlich einig, betonte Bischof, offen sei
lediglich noch die Frage der Organisationshoheit. Solle der Bundesrat über die
Organisationsform entscheiden, dabei erst eine Konsultation durchführen oder gar nur
subsidiär zuständig sein, wenn sich die Leistungserbringenden und Versicherungen
nicht einigen können? Letzteres schlug die SGK-SR vor. Bundesrat Berset stellte zudem
in seiner Antwort auf eine Frage von Charles Juillard (cvp, JU) fest, dass ausschliesslich
Tarifpartner in der Organisation vertreten sein würden und die Kantone somit darin erst
mitwirken könnten, wenn EFAS angenommen worden sei und die Kantone somit
ebenfalls für die ambulante Behandlung zuständig wären. Stillschweigend folgte der
Ständerat in diesem Punkt dem Vorschlag seiner Kommission.
Ein weiterer umstrittener Aspekt der Tariffrage betraf die Finanzierung von
Rechnungsprüfungen, welche die Patientenorganisationen durchführen sollten, durch
das EDI. Die Kommissionsmehrheit wollte diesen vom Nationalrat eingefügten Punkt aus
der Vorlage streichen, eine Minderheit Carobbio Guscetti wollte ihn beibehalten.
Natürlich sollten sich Patientinnen und Patienten von externen Organisationen beraten
lassen können, der Bund solle sich dabei aber nicht an der Finanzierung dieser
Dienstleistung beteiligen, zumal eine solche Finanzhilfe nur eine zusätzliche
Kontrolleinheit bedeuten würden, erklärte Kommissionssprecher Bischof.
Minderheitensprecherin Carobbio Guscetti betonte hingegen, dass die anfangs
eingesetzte Expertengruppe einen ähnlichen Vorschlag gemacht habe und die GDK das
Anliegen unterstütze. Nicht abgeneigt gegenüber der Finanzierung zeigte sich auch
Bundesrat Berset, für den die Massnahme nicht im Widerspruch zur Strategie des
Bundesrates stand. Mit 28 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Ständerat
aber gegen die Finanzierung aus und schuf damit eine weitere Differenz zum
Nationalrat. 
Schliesslich stand noch der Experimentierartikel im Raum, gemäss Bischof der «zweite
Kernartikel dieser Vorlage». Die SGK-SR wollte den nationalrätlichen Vorschlag um die
Möglichkeit, experimentelle Projekte zur Förderung der Digitalisierung durchführen zu
können, ergänzen. Streichen wollte sie hingegen Projekte zur Einschränkung der freien
Arztwahl. Eine weitere Minderheit Müller schlug indes vor, vollständig auf den Katalog
mit möglichen Bereichen, in denen Projekte durchgeführt werden können, zu
verzichten. Ohne Katalog könnten auch Projekte durchgeführt werden, welche
Grundrechtseingriffe enthielten, erklärte Bischof den Widerstand der
Kommissionsmehrheit gegen diesen Vorschlag. Die betroffenen Patientinnen und
Patienten hätten keine Möglichkeit, sich gegen die Projekte zu wehren.
Gesundheitsminister Berset sprach sich vehement gegen den Minderheitsantrag und
die Streichung des Katalogs aus. Der Bundesrat und die Verfassungsrechtsexperten des
Bundes seien sich einig, dass dies gegen Artikel 5 Absatz 1 der Bundesverfassung
verstosse, wonach das Recht Grundlage und Schranke staatlichen Handelns darstelle.
Damit würden die möglichen Experimente keine Grenzen kennen. So könnten zum
Beispiel für die Bevölkerung eines Kantons die Hälfte des Leistungskatalogs gestrichen,
die Franchise auf CHF 10'000 erhöht oder risikobezogene Prämien eingeführt werden.
Paul Rechsteiner (sp, SG) kritisierte des Weiteren, dass die freie Arztwahl auf der Liste
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möglicher Projekte aufgeführt sei: Die Einschränkung der freien Arztwahl sei ein
fundamentaler Systemeingriff, der Grundrechtsdimensionen betreffe und
entsprechend per Gesetz zu entscheiden sei. Man solle den «Akteuren im
Gesundheitswesen [nicht] per Gesetz abschliessend vorschreiben, wo sie
experimentieren können», betonte hingegen Minderheitensprecher Müller. Innovation
entstehe «relativ chaotisch», ergänzte Erich Ettlin (cvp, OW). Zudem könne ja das EDI
die Pilotprojekte bewilligen, müsse es aber nicht. Mit diesen Argumenten setzte sich die
Kommissionsminderheit durch: Mit 23 zu 19 Stimmen sprach sich der Ständerat gegen
die Einschränkung der Experimente auf einen Katalog aus. Im Anschluss bat Bischof den
Nationalrat, in seiner nächsten Sitzung diese vom Ständerat geänderte Bestimmung
etwas abzuschwächen und ihr eine Ausnahme für Grundrechtsverletzungen anzufügen.
Mit 31 zu 0 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) nahm der Ständerat das Gesetz in der
Gesamtabstimmung ohne Gegenstimme an. Die Enthaltungen stammten von sechs
Mitgliedern der SP- sowie von je drei Mitgliedern der SVP- und der Grünen-Fraktion. 7

In der Herbstsession 2022 behandelte der Ständerat das Bundesgesetz über die
Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit. Eintreten war unbestritten.
Diskutiert wurde jedoch insbesondere über die vom Nationalrat eingefügte
Unterscheidung zwischen internen und externen Vermittelnden bei der Ausbildung und
der Einschränkung der Entlöhnung. Die SGK-SR hatte mit 6 zu 5 Stimmen empfohlen,
dem nationalrätlichen Vorschlag zu folgen und die Regelung der Ausbildung und
Entlöhnung von Personen, die mit einem Arbeitsvertrag an eine Versicherung gebunden
sind, nicht einzuschränken. Für die Kommissionsmehrheit erklärte Erich Ettlin (mitte,
OW), dass eine Unterscheidung zwischen internen Vermittlerinnen und Vermittlern, die
Akquise machen, und solchen, die bestehende Kundinnen und Kunden beraten,
schwierig sei. Eine Minderheit Stöckli (sp, BE) verlangte, die entsprechenden
Regelungen sowohl für externe wie interne Vermittelnde zu erlassen.
Minderheitensprecher Stöckli kritisierte den Mehrheitsantrag denn auch deutlich:
Diese Unterscheidung stelle ein «Schlupfloch» für die Versicherungen dar, zumal
mehrere Krankenkassen in den letzten Monaten damit begonnen hätten, solche bisher
externen Vermittlerunternehmen zu kaufen und «in die Versicherungsgruppe [zu]
integrier[en]». Über solche Käufe hatten zuvor auch verschiedene Zeitungen berichtet.
Hinzu komme, dass durch eine solche Regelung Ungleichheiten zwischen den grossen
und kleineren Versicherungen geschaffen würden, da Letztere keine finanziellen
Möglichkeiten für solche Käufe hätten. Schliesslich bestehe bereits eine umfassende
Definition der Vermittelnden im VAG; dort sei als Vermittlerin oder Vermittler
eingestuft, «wer Kontakt hat zu Leuten, die eine Versicherung abschliessen wollen».
Und auch in der KVAV sei keine entsprechende Unterscheidung zwischen internen und
externen Personen gemacht worden, ergänzte später auch Gesundheitsminister Berset.
Schliesslich sei es für die Bevölkerung irrelevant, ob die entsprechenden Telefonate von
internen oder externen Vermittelnden durchgeführt würden. 
Damian Müller (fdp, LU) wies hingegen darauf hin, dass die Branchenvereinbarung
bisher nur für externe Vermittelnde gelte und diese Definition folglich nicht erweitert
werden solle. Mit 21 zu 19 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) setzte sich die Minderheit
knapp durch und der Ständerat verzichtete auf die Schaffung dieser Unterscheidung.

Daneben wurde darüber diskutiert, ob – wie es die Kommissionsmehrheit beabsichtigte
– eine Regelung geschaffen werden soll, wonach der Bundesrat die Versicherungen vor
der Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Branchenvereinbarungen anhören muss.
Man wolle diese «Zusatzschlaufe», die gemäss Verwaltung «keine grosse Sache» sei,
einführen, bevor der Bundesrat eine «so einschneidende [...] Erklärung» vornehmen
könne, begründete Kommissionssprecher Ettlin den Antrag. Eine Minderheit Carobbio
Guscetti (sp, TI) sowie der Gesundheitsminister plädierten dafür, auf diese neue
Regelung zu verzichten, zumal bereits gemäss Vernehmlassungsgesetz entsprechende
Anhörungen nötig seien. Mit 26 zu 12 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Ständerat
jedoch der neuen Regelung zu. 

Schliesslich stellte sich die Frage, ob die neuen Regelungen nur im KVAG, also nur in der
Grundversicherung, oder auch im VAG und somit in den Zusatzversicherungen
verankert werden sollen. Hier plädierte die Kommissionsmehrheit dafür, auch gleich
den Zusatzversicherungsbereich zu regeln, eine Minderheit Germann (svp, SH)
bevorzugte die Einschränkung der Regelung auf den Krankenkassenbereich. Erich Ettlin
erachtete eine umfassende Lösung als nötig, weil die Prämienzahlenden keinen
Unterschied darin machen würden, ob sie Anrufe von Krankenkassen oder
Zusatzversicherungen erhielten. Bundesrat Berset erinnerte überdies daran, dass die
Versicherungen selbst zugunsten der Transparenz und Kohärenz eine einheitliche
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Regelung wünschten. Minderheitensprecher Germann verwies hingegen auf die
unterschiedlichen Wettbewerbssituationen der beiden Bereiche, welche
unterschiedliche Regelungen bedingen würden. Da die Branche zudem bereits grosse
Fortschritte gemacht habe, brauche es die Regelung im VAG nicht. Schliesslich habe die
WEKO den Einbezug der Zusatzversicherungen im Rahmen der ursprünglichen Motion
gerügt und man habe bei Annahme der Motion versprochen, deren Situation nochmals
zu überprüfen. Mit 25 zu 19 Stimmen folgte der Ständerat der Kommissionsmehrheit,
gemäss welcher also beide Bereiche geregelt werden sollten. 

In der darauf folgenden Gesamtabstimmung nahm der Ständerat den Entwurf zum
Bundesgesetz über die Regulierung der Versicherungsvermittlertätigkeit mit 32 zu 11
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der
FDP.Liberalen-, der SVP- und der Mitte-Fraktion. 8

In der Frühjahrssession 2023 setzte sich der Ständerat erstmals mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Kostenbremse-Initiative auseinander, wobei ihm ein
Nichteintretensantrag von Hannes Germann (svp, SH) vorlag. Erich Ettlin (mitte, OW)
erklärte für die SGK-SR, dass der Bundesrat zwar das Anliegen der Initiative, das
Kostenwachstum zu bremsen, teile, jedoch eine Koppelung des Wachstums an die
Lohnentwicklung ablehne. Stattdessen sollten mithilfe des indirekten Gegenvorschlags
Zielvorgaben für ein maximales Kostenwachstum in der OKP formuliert werden, die bei
Nichteinhalten Diskussionen über korrigierende Massnahmen nach sich ziehen sollten.
Die SGK-SR habe den indirekten Gegenvorschlag mit 6 zu 0 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) angenommen und auch die Zielvorgaben gutgeheissen, schlage aber in
Detailfragen Alternativen zum Nationalrat vor, erläuterte Ettlin. Hannes Germann
begründete seinen Nichteintretensantrag damit, dass der Gegenvorschlag überladen
sei, zumal er neben den ersten drei Kostendämpfungspaketen (Paket 1a, Paket 1b und
Paket 2) quasi das vierte Paket und einen «planwirtschaftlichen Eingriff[..]» darstelle.
Zudem käme es bei Annahme dieser Regelungen zu Rationierungen im
Gesundheitswesen. Diesen Argumenten widersprach Gesundheitsminister Berset
deutlich, es gehe lediglich um Transparenz und um eine Planung der Kosten, wie sie für
Unternehmen völlig normal sei. Mit 23 zu 19 Stimmen trat der Ständerat in der Folge auf
den Gegenvorschlag ein. Gegen Eintreten stimmten die SVP- und die FDP-Fraktion.
In der zentralen Frage der Vorlage, den Kostenzielen, zeigte sich die
Kommissionsmehrheit mit dem nationalrätlichen Vorschlag einverstanden. Der
Nationalrat hatte jährliche in vierjährliche Zielvorgaben für die maximale
Kostenentwicklung der OKP abgeschwächt, die Schaffung von Kostenblöcken gestrichen
und die Kostenziele um Qualitätsziele ergänzt. Vor allem hatte er den Auftrag an
Bundesrat und Kantonsregierungen, bei Überschreitung der Kostenziele Massnahmen
zu prüfen, gestrichen. Eine Überschreitung der Kostenziele hätte somit keine «direkten
Konsequenzen», wie der Kommissionssprecher erläuterte. Eine Minderheit Damian
Müller (fdp, LU) lehnte die abgeänderten Zielvorgaben dennoch ab und argumentierte,
man solle zuerst die Umsetzung des Kostendämpfungspakets 1b abwarten. Mit 24 zu 16
Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und bereinigte diesen
Punkt. Für den Minderheitsantrag sprachen sich die Mitglieder der SVP- und FDP-
Fraktion aus. 
In anderen Aspekten der Vorlage schuf der Ständerat hingegen einige Differenzen zum
Erstrat, etwa bei den nationalen Tarifstrukturen. Wie Kommissionssprecher Ettlin
erklärte, wollte der Bundesrat hier einerseits die Möglichkeit schaffen, dass die
Genehmigungsbehörde, üblicherweise die Kantone, bei «nicht mehr sachgerechten
oder wirtschaftlichen Tarifen» eine Anpassung verlangen kann. Kommissionssprecher
Ettlin lehnte die Änderungen im Namen der Kommissionsmehrheit ab, da das «System
[...] an sich gut [funktioniert]». Der Nationalrat hatte diesen Änderungsvorschlag des
Bundesrates gutgeheissen und zusätzlich eine Regelung zur Schaffung unterschiedlich
hoher Taxpunktwerte ergänzt, wie sie gemäss Minderheitssprecher Hegglin (mitte, ZG)
auch von den Kantonen – wenn auch in anderer Formulierung – gewünscht werde. Mit
22 zu 18 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsminderheit und lehnte die
von Bundesrat und Nationalrat vorgeschlagenen Änderungen ab. Zudem strich er eine
Befähigung für den Bundesrat im stationären Bereich, nicht mehr sachgemässe
Tarifstrukturen anzupassen, wenn sich die Tarifpartner nicht einigen können. Kein
Anklang fand im Ständerat schliesslich der nationalrätliche Vorschlag, wonach
Tarifverträge innert eines Jahres beurteilt werden müssen und ansonsten automatisch
in Kraft treten. Befürchtet wurde, dass eigentlich unterstützte Tarifverträge, bei denen
nur noch kleine Anpassungen nötig wären, verworfen werden, wenn ihre Behandlung zu
lange dauert – um zu verhindern, dass sie automatisch in Kraft treten. 
Mit weiteren kleineren Differenzen reichte die kleine Kammer den Entwurf zurück an
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den Erstrat. 9

In der Sommersession 2023 lag das Schicksal des indirekten Gegenvorschlags des
Bundesrates zur Prämien-Entlastungs-Initiative der SP in den Händen des Ständerats,
denn bei einem erneuten Nichteintreten wäre der Gegenvorschlag vom Tisch. Wie
bereits bei der ersten Behandlung beantragte die SGK-SR ihrem Rat, auf den Entwurf
einzutreten, während erneut ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten vorlag.
Kommissionssprecher Ettlin (mitte, OW) begründete den Antrag auf Eintreten zum
einen mit dem in den letzten Jahren deutlich gesunkenen Anteil der Kantone an den
Prämienverbilligungen zulasten des Bundes – wobei die Kommission dem Ständerat in
der Detailberatung bei den Kosten noch etwas entgegenkommen wolle – und zum
anderen damit, dass man es für zu gewagt halte, «ohne Gegenvorschlag zur Initiative in
eine Volksabstimmung zu gehen». Minderheitensprecher Germann (svp, SH) erachtete
die von der Kommission vorgeschlagenen Korrekturen jedoch als ungenügend, da sie
trotzdem sehr hohe Kosten für die Kantone mit sich bringen würden. Zudem lehnte er
eine Vereinheitlichung bei den Prämienverbilligungen ab, da deren Voraussetzungen
und Ausgestaltung in den Kantonen sehr unterschiedlich sei, und schliesslich störte er
sich daran, dass ein höherer Anteil an Personen mit Prämienverbilligungen den
individuellen Sparanreiz und den Reformdruck im Gesundheitswesen verringere. Im
Unterschied zur Abstimmung ein halbes Jahr zuvor entschied sich der Ständerat dieses
Mal jedoch mit 24 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf den Entwurf einzutreten.
Mehrere Mitglieder der FDP- und der Mitte-Fraktion hatten ins Ja-Lager gewechselt,
etwa aus Angst vor einer Abstimmung über die Initiative ohne Gegenvorschlag oder
aufgrund der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Änderungen am Entwurf. 

In der Detailberatung folgte der Ständerat seiner Kommission denn auch bei ihrem
neuen Konzept. Der Nationalrat hatte zuvor die Personen mit Ergänzungsleistungen von
der Berechnung des Anteils mit Prämienverbilligungen unterstützter Personen
ausgenommen – stattdessen sollte sich der Bund zukünftig an der Finanzierung der
Prämienverbilligungen von Personen mit EL beteiligen. Damit würden die Kantone
zusätzlich mehr Personen ohne Ergänzungsleistungen unterstützen, wodurch sich die
Gesamtkosten für Prämienverbilligungen (von Bund und Kantonen, für Personen mit EL
und Personen ohne EL) von jährlich CHF 356 Mio. auf CHF 2.2 Mrd. erhöhen würden.
Diese vom Nationalrat bevorzugte Änderung, im Ständerat eingebracht von einer
Minderheit Stöckli (sp, BE), lehnte die kleine Kammer mit 32 zu 11 Stimmen ab und schuf
so eine erste grosse Differenz zum Erstrat. Zustimmung fand im Ständerat hingegen die
vom Nationalrat ergänzte Festschreibung eines Sozialziels – die Kantone müssen somit
festlegen, wie hoch der Anteil der Prämien am verfügbaren Einkommen maximal sein
darf. Zudem behielt der Ständerat entgegen einer Minderheit Hegglin (mitte, ZG) die
Definition von steuerbarem Einkommen und bezahlten Prämien bei, um zu verhindern,
dass die Kantone durch Definitionsfreiheit in diesen Bereichen das Sozialziel
unterlaufen könnten. Schliesslich entschärfte der Ständerat auf Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und entgegen einer Minderheit Stöckli den von den Kantonen
übernommenen Mindestanteil: Der Bundesrat hatte vorgesehen, dass die Kantone bei
Personen, bei denen die Prämien weniger als 10 Prozent des verfügbaren Einkommens
ausmachen, 5 Prozent der Bruttokosten übernehmen müssen – der Ständerat erhöhte
die Prämiengrenze auf 11 Prozent und senkte den zu übernehmenden Anteil auf 3.5
Prozent. Weiterhin sollen die Kantone jedoch bei Prämien von 18.5 Prozent des
verfügbaren Einkommens 7.5 Prozent der Bruttokosten übernehmen – dazwischen
würden die übernommenen Anteile abgestuft. Nachdem der Ständerat die Petition
17.2018 «für einkommensabhängige Krankenkassenprämien» zur Kenntnis genommen
hatte, hiess er den indirekten Gegenentwurf in der Schlussabstimmung mit 26 zu 16
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gut. 10
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